== 4109, 3 


Preußiſche Geſetzſammlung 
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Inhalt: Geſetz, betreffend die Errichtung einer Provinz Oberſchleſien, S. 169. — Verordnung über Er⸗ 
höhung der Eiſenbahnfahrkoſten bei Dienſtreiſen der Staatsbeamten, S. 171. 


(Nr. 11815.) Geſetz, 9191555 die Errichtung einer Provinz Oberſchleſien. Vom 14. Ok⸗ 
tober 191! 


Di verfaſſunggebende Preußiſche Landesverſammlung hat folgendes Geſetz 
beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 


91. 

Aus der Provinz Schleſien werden die beiden Provinzen Oberſchleſien und 
Niederſchleſien gebildet. 

Der Provinz Oberſchleſien werden bis zu der im Abſ. 3 vorgeſehenen 
endgültigen Regelung die Kreiſe des Regierungsbezirkes Oppeln, der Provinz Nieder⸗ 
ſchleſien mit der gleichen Maßgabe die Kreiſe der Regierungsbezirke Breslau und 
Liegnitz zugewieſen. 

Unmittelbar nach Erledigung der in der Anlage zu Artikel 88 des 
Friedensvertrags von Verſailles vorgeſehenen Volksabſtimmung hat die Staats⸗ 
regierung der Landesverſammlung eine Geſetzesvorlage über die endgültige Ab- 
grenzung der beiden Provinzen zu machen. 


92. 

Die Einrichtung der erforderlichen Behörden für die Staatsverwaltung 
in den neu gebildeten Provinzen (§ 1) erfolgt nach näherer Vorſchrift der bezüg⸗ 
lichen geſetzlichen Beſtimmungen und der Feſtſetzungen im Staatshaushaltsplane. 

Bis zur erfolgten Einrichtung bleiben die gegenwärtigen ſtaatlichen Organe 
der Provinz Schleſien für beide neuen Provinzen in Wirkſamkeit. 


83. 

Dem Oberpräfidenten wird ein Beirat von ſechs Perſonen zur Seite geſtellt, 

den das Staatsminiſterium unter Berückſichtigung der in Oberſchleſien beſtehenden 

Parteibildungen zuſammenſetzt. Die Beiratsmitglieder müſſen in Oberſchleſien 

geboren ſein oder dort mindeſtens fünf . gewohnt haben. Sie verwalten 
ihr Amt ehrenamtlich. 

Geſetzſammlung 1919. (Nr. 1181511816.) 


Ausgegeben zu Berlin den 8. November 1919. > 


u 


Der Beirat iſt in Fragen allgemeiner Natur, insbeſondere in Fragen der 
Kirchen⸗ und Schulverfaſſung, ſowie zu der Beſetzung der Stellen des Ober⸗ 
präſidenten, des Regierungspräſidenten und der Leiter der ſtaatlichen Polizei⸗ 
verwaltungen gutachtlich zu hören. Seine Tätigkeit erliſcht mit dem Erlaß 
anderer Provinzialſtatuten. 


84. 

Jede der neuen Provinzen Oberſchleſien und Niederſchleſien bildet einen 
mit den Rechten einer Körperſchaft ausgeſtatteten Gemeindeverband zur Selbſt⸗ 
verwaltung ſeiner Angelegenheiten nach Maßgabe der Vorſchriften der Provinzial⸗ 
ordnung vom 29. Juni 1875 (Geſetzſamml. S. 335) und der ſie ergänzenden Geſetze. 

Die Zahl der Mitglieder der Vertretungen (Provinziallandtage) der neu 
gebildeten Provinzen beſtimmt ſich nach den im § 10 der Provinzialordnung vom 
29. Juni 1875 für die Provinz Schleſien gegebenen Vorſchriften. 

Es bleiben jedoch die auf Grund des Geſetzes vom 16. Juli 1919 
(Geſetzſamml. S. 129) zu wählenden Mitglieder des Provinziallandtags der Provinz 
Schleſien bis zum Ablauf ihrer Wahlperiode ($ 19 der Provinzialordnung) der⸗ 
geſtalt in Wirkſamkeit, daß die Abgeordneten der zu dem Regierungsbezirk Oppeln 
gehörigen Kreiſe die Vertretung der Provinz Oberſchleſien, die Abgeordneten der 
zu den Regierungsbezirken Breslau und Liegnitz gehörigen Kreiſe die Vertretung der 
Provinz Niederſchleſien mit den ſich aus § 5 ergebenden Einſchränkungen bilden. 


85. f 
Die Bildung der neuen Provinzialverbände in finanzieller und wirtſchaft⸗ 
licher Hinſicht tritt mit dem 1. April 1920 mit folgenden Maßnahmen ein: 


1. Die Rechte und Pflichten des bisherigen Provinzialverbandes Schleſien 
gehen auf die neuen Provinzialverbände von Ober⸗ und Niederſchleſien 
nach näherer Beſtimmung eines unbeſchadet aller Privatrechte Dritter 
unter Genehmigung des Staatsminiſteriums zwiſchen den Vertretern 
Oberſchleſiens einerſeits und den Vertretern Niederſchleſiens ander⸗ 

5 ſeits — § 4 Abſ. 3 — zu treffenden Abkommens über. 

2. Bis zum Zuſtandekommen dieſes Abkommens oder des im §! bezeich- 
neten Geſetzes wird die Provinzialverwaltung und Vertretung der beiden 
neuen Provinzialverbände, die Vertretung jedoch nur, ſoweit ſie den 
Provinzialhaushalt berührt, durch die bisherigen Organe der ungeteilten 
Provinz Schleſien als Treuhänder unter möglichſter rechnungsmäßiger 
Trennung der beiden Verwaltungen weitergeführt. Bei der Provinzial⸗ 
verwaltung iſt ein Provinzialbeirat aus je drei Vertretern von Ober⸗ 
und Niederfchlefien zu bilden. Den Provinzialbeirat für Oborſchleſien 
beſtellt der gemäß $ gebildete Beirat aus ſeiner Mitte. Dem Pro⸗ 
vinzialbeirat iſt Einſicht in die laufende Verwaltung zu geben. Er iſt 
bei den wichtigeren Verwaltungsmaßnahmen zu hören. 


ae 


3. Kommt binnen ſechs Monaten nach der im $ 1 Abf, 3 vorgeſehenen end⸗ 
gültigen Abgrenzung der beiden Provinzen das Übereinkommen nicht 
zuſtande, ſo erfolgt die Regelung durch Geſetz. 


=. 

Die auf die Ausführung oder Unterſtützung von Landſtraßen bezüglichen 
Verpflichtungen des Staates, in welche der Provinzialverband von Schleſien nach 
§ 4 Abſ. 2 des Geſetzes vom 8. Juli 1875 (Geſetzſamml. S. 497) eingetreten iſt, 
werden nach dem im §2 des gedachten Geſetzes bezeichneten Maßſtabe verteilt. - 


87. 
Das Geſetz tritt mit der Verkündung in Kraft. 
Berlin, den 14. Oktober 1919. 


Die Preußiſche Staatsregierung. 
Hirſch. Fiſchbeck. Braun. Haeniſch. Südekum. Heine. 
am Zehnhoff. Oeſer. Stegerwald. ; 


(Nr. 11816.) Verordnung über Erhöhung der Eiſenbahnfahrkoſten bei Dienſtreiſen der Staats⸗ 
beamten. Vom 27. Oktober 1919. 


g Ai Grund des Artikel III des Geſetzes über Erhöhung der Eiſenbahnfahrkoſten 
bei Dienſtreiſen der Staatsbeamten vom 9. Auguſt 1918 (Geſetzſamml. S. 143) 
verordnet die Staatsregierung, was folgt: 


Artikel J. 
Bei Dienſtreiſen, die vor dem 1. Oktober 1919 1 worden ſind, 
erhalten die Beamten an Fahrkoſten für die während der Zeit vom 1. April bis 
zum 30. September 1919 3 0 zurückgelegten Eiſenbahn⸗ oder Schiffs: 
fahrten an Stelle der im § 3 Abſ. 1 Nr. 1 und Abſ. 4 des Reiſekoſtengeſetzes 
vom 26. Juli 1910 Geſetzſamml. S. 150) in der Faſſung des Geſetzes vom 
9, Auguſt 1918 GEſetzſamml. S. 143) vorgeſehenen Fahrkoſtenſätze 


im Falle des 5 Abs, 1 Nr lia sah ! 20 Pfennig, 
Halbhſag ? 10 
Ne 1b Halbſatz !! 1 
Halbes? 0a, „„ 
; Alanya lol RR 7 > N 
tie alle Des . 0 
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Artikel II. 


Bei Dienſtreiſen, die nach dem 30. September 1919 angetreten werden, 
erhalten die Beamten an Fahrkoſten für die nach dieſem ee zurückgelegten 
Eiſenbahn⸗ oder Schiffsfahrten an Stelle der im § 3 Abſ. 1 Nr. 1 und Abſ. 4 
a. a. O. vorgeſehenen Fahrkoſtenſätze 


im Falle des § 3 Abſ. 1 Nr. la Halbſatz ll 30 Pfennig, 
Halbſag 2? ae 
Nr. Lb-Salbiabil- 2. ..- 15 vo 
Malbſaz ?: 10,5 1 
D 10,5 N 
im Falle des F ah). 10,55% 


Das gleiche gilt bei Dienftreifen, die vor dem 1. Oktober 1919 angetreten 
worden ſind, für Eiſenbahn⸗ oder Schiffsfahrten, die an dieſem Tage oder ſpäter 
zurückgelegt werden. 


Berlin, den 27. Oktober 1919. 


Die Preußiſche Staatsregierung. 


Hirſch. Fiſchbeck. Braun. Haeniſch. Südekum. Heine. 
am Zehnhoff. Oeſer. Stegerwald. 
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